
  
Synopse Beilage 1 zur Botschaft 23.88 
 (22.104)
  
Allgemeines Gebührengesetz (GebührG); 2. Beratung 
 

Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

      Allgemeines Gebührenge-
setz (GebührG) 

             

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau, 

   

 gestützt auf die §§ 78 Abs. 1 
und 82 Abs. 1 lit. f der Kan-
tonsverfassung, 

   

 beschliesst:    

 I.    

 1. Allgemeines    

 §  1 
Gegenstand und Geltungsbe-
reich 

   

 1 Dieses Gesetz regelt die 
Grundsätze, nach denen die 
dem Kanton zukommenden 
Gebühren beziehungsweise zu 
ersetzenden Auslagen zu be-
messen und festzusetzen so-
wie im Einzelfall zu erheben 
und zu beziehen sind. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Vorbehalten bleiben abwei-
chende Bestimmungen des 
übergeordneten Rechts und 
des besonderen kantonalen 
Gesetzesrechts. 

   

 3 Für die Gebühren im Zivil- 
und Strafprozess gelangen die 
§§ 7–11 zur Anwendung; die 
übrigen Bestimmungen sind 
nur anwendbar, wenn das Zi-
vil- und Strafprozessrecht 
keine Regelung enthält. 

   

 4 In den Gemeinden kann die 
Gemeindeordnung die An-
wendbarkeit der allgemeinen 
kantonalen Gebührengrunds-
ätze vorsehen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  2 
Gebührentatbestände 

   

 1 Als Gebühren im Sinne die-
ses Gesetzes gelten: 

   

 a) Entgelte für Entscheide, 
Schlichtungsverfahren und 
weitere Leistungen von 
Gerichtsbehörden (Ge-
richtsgebühren), 

   

 b) Entgelte für Entscheide, 
Dienstleistungen und wei-
tere Leistungen von Ver-
waltungsbehörden (Ver-
waltungsgebühren), 

   

 c) Entgelte für die Benutzung 
von öffentlichen Sachen  
oder Einrichtungen (Benut-
zungsgebühren). 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  3 
Grundsätze der Gebühren-
pflicht 

§  3 Abs. 3 (geändert)   

 1 Leistungen von Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden sowie 
Benutzungen von öffentlichen 
Sachen oder Einrichtungen 
sind dann entgeltlich, wenn 
das Gesetz hierfür keine Un-
entgeltlichkeit vorsieht und so-
weit der Grosse Rat gemäss 
§ 10 eine Gebühr festgesetzt 
hat. 

   

 2 Gebührenpflichtig ist, wer 
derartige Leistungen veran-
lasst beziehungsweise verur-
sacht oder derartige öffentliche 
Sachen oder Einrichtungen 
benutzt. 

   

 3 Sind mehrere Personen für 
die gleiche Leistung oder Be-
nutzung gebührenpflichtig, haf-
ten sie solidarisch. 

3 Sind mehrere Personen für 
[…] dieselbe Leistung oder Be-
nutzung gebührenpflichtig, haf-
ten sie solidarisch. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  4 
Ausnahmen von der Gebüh-
renpflicht 

   

 1 Von der Gebührenpflicht sind 
ausgenommen: 

   

 a) Gesuchsverfahren für kan-
tonale Beiträge, 

   

 b) Einwendungs- beziehungs-
weise Einspracheverfah-
ren, 

   

 c) Erläuterungen und Berich-
tigungen von Entscheiden, 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 d) einfache Auskünfte, Bera-
tungen und Informationen 
ohne besonderen Auf-
wand, 

   

 e) kantonale Leistungen zur 
gesetzlich vorgesehenen 
Förderung oder Unterstüt-
zung von Dritten, 

   

 f) kantonale Leistungen zu-
gunsten des Kantons, des 
Bunds und der Gemein-
den, soweit diese nicht wie 
Private auftreten, 

   

 g) kantonale Leistungen zu-
gunsten anderer Kantone, 
soweit sie Gegenrecht ge-
währen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  5 
Auslagen 

   

 1 Auslagen sind Ausgaben, die 
Behörden zur Erfüllung ihrer 
Leistungen oder zur Benut-
zung von öffentlichen Sachen 
oder Einrichtungen durch 
Dritte tatsächlich zu tätigen ha-
ben, namentlich 

   

 a) Kosten für Mitwirkungen 
anderer Behörden, 

   

 b) Kosten für Sachverhaltsab-
klärungen, Beweiserhe-
bungen und die Beschaf-
fung von Unterlagen, 

   

 c) Entschädigungen für Sach-
verständige, Beauftragte 
sowie Zeuginnen und Zeu-
gen, 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 d) Entschädigungen für amt-
lich angeordnete Rechts-
vertretungen oder Rechts-
verbeiständungen, 

   

 e) Reise- und Transportkos-
ten, 

   

 f) Kosten für Veröffentlichun-
gen und Übersetzungen, 

   

 g) besondere Übermittlungs-
kosten. 

   

 2 Auslagen sind separat aus-
zuweisen. 

   

 3 Auslagen werden vollum-
fänglich der gebührenpflichti-
gen Person auferlegt, wenn 
keine besondere Bestimmung 
des kantonalen Rechts etwas 
anderes vorsieht. Die Bestim-
mungen für die Erhebung und 
den Bezug von Gebühren im 
Einzelfall sowie zum Rechts-
schutz finden sinngemäss An-
wendung. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  6 
Mehrwertsteuer 

   

 1 Unterliegen gebührenpflich-
tige Leistungen und Benutzun-
gen von öffentlichen Sachen 
oder Einrichtungen der Mehr-
wertsteuer, ist diese zusätzlich 
in Rechnung zu stellen. 

   

 2. Bemessung und Festset-
zung von Gebühren 

   

 §  7 
Kostendeckungsprinzip 

§  7 Abs. 2 (geändert)   

 1 Gebühren sind so zu bemes-
sen, dass ihr Gesamterlös die 
durchschnittlichen Gesamtkos-
ten der im jeweiligen Aufga-
benbereich erbrachten und 
sachlich zusammenhängen-
den Leistungen beziehungs-
weise stattfindenden Benut-
zungen von öffentlichen Sa-
chen oder Einrichtungen nicht 
übersteigt. 

   

 2 Bei kommerziellen Benutzun-
gen von öffentlichen Sachen 
oder Einrichtungen darf der 
Gesamterlös die Gesamtkos-
ten angemessen übersteigen. 

2 Bei kommerziellen Benutzun-
gen von öffentlichen Sachen 
oder Einrichtungen darf der 
Gesamterlös die durchschnittli-
chen Gesamtkosten angemes-
sen übersteigen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  8 
Äquivalenzprinzip 

§  8 Abs. 2 (geändert)   

 1 Bei der Gebührenbemessung 
sind die Bedeutung der betref-
fenden Angelegenheit, die 
Kosten und der Nutzen der 
staatlichen Leistung bezie-
hungsweise der wirtschaftliche 
Vorteil für die gebührenpflich-
tige Person zu berücksichti-
gen. 

   

 2 Die Gerichtsgebühren dürfen 
die Rechtsverwirklichung und 
Rechtsverfolgung, insbeson-
dere im Rechtsmittelverfahren, 
nicht beeinträchtigen. 

2 Die Gerichtsgebühren dürfen 
die Rechtsverwirklichung und 
die Rechtsverfolgung, insbe-
sondere im Rechtsmittelver-
fahren, nicht beeinträchtigen. 

  

 §  9 
Vergleichbarkeit 

   

 1 Gebühren sind in leicht ver-
gleichbarer Form festzusetzen. 

   



- 11 - 
 
 

Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Für Personen, die ihren 
Wohnsitz oder Sitz ausserhalb 
des Kantons haben, kann die 
Benutzungsgebühr höher fest-
gesetzt werden, wenn  

   

 a) der Gesamterlös die Ge-
samtkosten der Sache  
oder Einrichtung nicht 
deckt und sich durch deren 
Benutzung höhere Kosten 
ergeben oder 

   

 b) die öffentliche Sache oder 
Einrichtung aus allgemei-
nen Staatsmitteln mitfinan-
ziert wird. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 §  10 
Gebührenfestsetzung 

   

 1 Der Grosse Rat regelt die 
Gebührenrahmen für die ge-
bührenpflichtigen Leistungen 
und Benutzungen von öffentli-
chen Sachen oder Einrichtun-
gen durch Dekret. Er kann zu-
gleich die Berechnungsgrund-
lagen oder die Kriterien zur 
Bemessung im Einzelfall re-
geln. Leistungen und Benut-
zungen von öffentlichen Sa-
chen oder Einrichtungen, die 
durch private Organisationen 
zu öffentlichen oder gemein-
nützigen Zwecken veranlasst 
werden beziehungsweise er-
folgen, kann er ganz oder teil-
weise von der Gebührenpflicht 
ausnehmen. 

   

 2 Der Regierungsrat regelt, so-
weit erforderlich, die gebüh-
renpflichtigen Leistungen und 
Benutzungen von öffentlichen 
Sachen oder Einrichtungen 
durch Verordnung näher und 
setzt innerhalb der Gebühren-
rahmen die einzelnen Gebüh-
renansätze fest. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3 Der Regierungsrat kann bei 
der Gebührenfestsetzung ge-
mäss Absatz 2 veränderliche 
Gebührenansätze oder feste 
Pauschalbeträge vorsehen. 

   

 4 Bei veränderlichen Gebüh-
renansätzen sind Mindest- und 
Höchstbeträge sowie die Be-
rechnungsgrundlagen oder die 
Kriterien zur Bemessung im 
Einzelfall festzulegen. 

   

 5 Der Regierungsrat kann vor-
sehen, dass Mindest- und 
Höchstbeträge bei veränderli-
chen Gebührenansätzen oder 
feste Pauschalbeträge aus-
nahmsweise unter- bezie-
hungsweise überschritten wer-
den dürfen, wenn ein offen-
sichtliches Missverhältnis zu 
den verursachten Kosten be-
steht. 

   

 §  11 
Anpassungen 

§  11 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (neu) 

  

 1 Der Grosse Rat kann durch 
Dekret vorsehen, dass der Re-
gierungsrat die gemäss § 10 
festgesetzten Gebühren ganz 
oder teilweise der Teuerungs-
entwicklung anpassen kann. 

1 Der Grosse Rat […] und der 
Regierungsrat […] nehmen in 
der […] Regel alle 8 Jahre 
eine umfassende Prüfung ihrer 
Gebührenfestsetzungen vor. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

  2 Der Grosse Rat kann durch 
Dekret vorsehen, dass der Re-
gierungsrat die gemäss § 10 
festgesetzten Gebühren ganz 
oder teilweise der Preisent-
wicklung anpassen kann. 

  

 3. Erhebung und Bezug von 
Gebühren im Einzelfall 

   

 §  12 
Grundsätze 

§  12 Abs. 5 (geändert)   

 1 Gebühren sind in der Regel 
zu erheben, sobald die Leis-
tung erbracht beziehungs-
weise die Benutzung der öf-
fentlichen Sache oder Einrich-
tung beendet ist. 

   

 2 Die erhobenen Gebühren 
sind in der Regel sofort oder 
mit Rechnung, wiederkeh-
rende Verwaltungsgebühren 
und Verwaltungsgebühren für 
andere Leistungen als Ent-
scheide mit Rechnung zu be-
ziehen. 

   

 3 Gebühren für Entscheide der 
Verwaltungsbehörden und Ge-
richtsgebühren sind in der Re-
gel gleichzeitig im entspre-
chenden Entscheid bezie-
hungsweise Urteil zu erheben 
und zu beziehen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 4 Periodisch fällige Gebühren 
können jeweils zu Beginn der 
Periode für mehrere Jahre ge-
samthaft als einmalige Gebühr 
bezogen werden. 

   

 5 Die zuständige Stelle kann 
die zu erhebenden Gebühren 
mit rechtskräftigen oder mit im 
gleichen Entscheid bezie-
hungsweise Urteil festgesetz-
ten Gegenforderungen der ge-
bührenpflichtigen Person ver-
rechnen. 

5 Die zuständige Stelle kann 
die zu erhebenden Gebühren 
mit rechtskräftigen oder mit im 
[…] selben Entscheid bezie-
hungsweise Urteil festgesetz-
ten Gegenforderungen der ge-
bührenpflichtigen Person ver-
rechnen. 

  

 §  13 
Zuständigkeiten 

   

 1 Der Regierungsrat bestimmt 
die für Erhebung und Bezug 
von Verwaltungs- und Benut-
zungsgebühren jeweils zustän-
dige Stelle durch Verordnung, 
die Justizleitung jene für Erhe-
bung und Bezug von Gerichts-
gebühren zuständige Stelle 
durch Reglement. 

   

 2 Für einzelne Erhebungs- be-
ziehungsweise Bezugshand-
lungen können jeweils ver-
schiedene Stellen zuständig 
erklärt werden. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3 Sind mehrere Behörden, Ver-
waltungseinheiten oder Amts-
personen beteiligt, ist die in 
der Sache federführende 
Stelle zuständig. 

   

 §  14 
Verzicht auf die Gebührener-
hebung 

   

 1 Gebühren sind nicht zu erhe-
ben, wenn 

   

 a) sie die Kosten des Bezugs 
nicht decken würden oder 

   

 b) die Bezugsbemühungen 
von vornherein aussichts-
los erscheinen. 

   

 §  15 
Kostenvorschuss 

   

 1 Die erstinstanzliche Verwal-
tungsbehörde kann von der 
gesuchstellenden Person  
einen die mutmasslichen Ge-
bühren und Auslagen decken-
den Kostenvorschuss erhe-
ben. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Der Kostenvorschuss ist in-
nert gesetzter Frist zu leisten. 
Wird der Kostenvorschuss 
trotz schriftlicher Androhung 
des Rechtsnachteils nicht frist-
gerecht geleistet und auch 
kein Gesuch um Gebührener-
lass gestellt, ist auf das Be-
gehren nicht einzutreten, die 
verlangte Leistung zu unterlas-
sen beziehungsweise die Be-
nutzung der öffentlichen Sa-
che oder Einrichtung zu ver-
weigern, wenn es das öffentli-
che Interesse nicht erfordert. 

   

 3 Kostenvorschüsse sind nicht 
zu verzinsen. Vorbehalten blei-
ben Rechtsverzögerungen. 

   

 §  16 
Fälligkeit 

   

 1 Gebühren werden grundsätz-
lich mit Beginn der Leistungs-
erbringung oder der Benut-
zung der öffentlichen Sache  
oder Einrichtung fällig. 

   

 2 Bei Rechnungsstellung tritt 
die Fälligkeit mit der Zustel-
lung der Rechnung ein. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3 Die Erhebung eines Rechts-
mittels schiebt die Fälligkeit 
nicht auf. 

   

 §  17 
Bezug mit Rechnung ohne Ge-
bührenentscheid 

   

 1 Wird die Gebühr in Rech-
nung gestellt, ist in der Regel 
eine Zahlungsfrist von 30 Ta-
gen seit Zustellung anzuset-
zen. 

   

 2 Die gebührenpflichtige Per-
son kann innert 10 Tagen seit 
Zustellung der Rechnung un-
entgeltlich einen beschwerde-
fähigen Gebührenentscheid 
verlangen. 

   

 §  18 
Mahnung 

§  18 Abs. 2 (geändert), 
Abs. 4 (geändert) 

  

 1 Wird die Rechnung nicht in-
nert der Zahlungsfrist begli-
chen, ist die gebührenpflich-
tige Person erstmals unent-
geltlich zu mahnen und eine 
Nachfrist von 10 Tagen seit 
Zustellung der Mahnung anzu-
setzen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Nach erfolgloser erster Mah-
nung ist die gebührenpflichtige 
Person erneut zu mahnen und 
es ist eine Nachfrist von 
10 Tagen seit Zustellung die-
ser zweiten, gebührenpflichti-
gen Mahnung anzusetzen. 

2 Nach erfolgloser erster Mah-
nung ist die gebührenpflichtige 
Person erneut zu mahnen und 
[…] eine Nachfrist von 10 Ta-
gen seit Zustellung dieser 
zweiten, gebührenpflichtigen 
Mahnung anzusetzen. 

  

 3 Nach erfolgloser zweiter 
Mahnung leitet die zuständige 
Stelle die Betreibung ein. 

   

 4 Liegt noch kein Vollstre-
ckungstitel vor, erlässt die zu-
ständige Stelle vor Einleitung 
der Betreibung eine beschwer-
defähige und gebührenpflich-
tige Gebührenverfügung. 

4 Liegt noch kein Vollstre-
ckungstitel vor, erlässt die zu-
ständige Stelle vor Einleitung 
der Betreibung […] einen be-
schwerdefähigen und […] ge-
bührenpflichtigen Gebühren-
entscheid. 

  

 §  19 
Verzugs- und Vergütungszin-
sen 

   

 1 Nach Ablauf der Zahlungs-
frist ist ein Verzugszins zu be-
zahlen. In Härtefällen kann auf 
den Verzugszins ganz oder 
teilweise verzichtet werden. 
Verzugszinsen sind nicht zu 
erheben, wenn sie die Kosten 
des Bezugs nicht decken wür-
den oder die Bezugsbemühun-
gen von vornherein aussichts-
los erscheinen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Zu Unrecht eingeforderte und 
bezahlte Gebühren werden mit 
Vergütungszins zurückerstat-
tet, wenn dieser Fr. 35.– über-
steigt. 

   

 3 Die Erhebung eines Rechts-
mittels hemmt den Zinsenlauf 
nicht. 

   

 4 Der Regierungsrat legt für je-
des Kalenderjahr einen Vergü-
tungs- und einen Verzugszins 
durch Verordnung fest. Vergü-
tungs- und Verzugszins dürfen 
nicht mehr als 5 Prozent-
punkte auseinanderliegen. 

   

 §  20 
Zahlungserleichterungen 

   

 1 Die zuständige Stelle kann 
auf Gesuch hin in begründeten 
Fällen die Zahlungsfrist erstre-
cken oder Ratenzahlungen be-
willigen. 

   

 2 Zahlungserleichterungen 
können von einer angemesse-
nen Sicherheitsleistung abhän-
gig gemacht werden. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3 Die zuständige Stelle kann 
für die Dauer solcher Zah-
lungserleichterungen ganz  
oder teilweise auf den Ver-
zugszins verzichten. 

   

 4 Zahlungserleichterungen 
werden widerrufen, wenn ihre 
Voraussetzungen wegfallen  
oder die Bedingungen, an die 
sie geknüpft sind, nicht erfüllt 
werden. 

   

 §  21 
Erlass und nachträglicher Ver-
zicht 

   

 1 Gebührenpflichtigen Perso-
nen, für welche die Bezahlung 
der fälligen Gebühr eine unzu-
mutbare Härte bedeuten 
würde, kann diese auf Gesuch 
hin ganz oder teilweise erlas-
sen werden. 

   

 2 Das Erlassgesuch ist schrift-
lich zu begründen und mit den 
nötigen Beweismitteln einzu-
reichen. 

   

 3 Die Einreichung eines Erlass-
gesuchs hemmt den Bezug 
nicht. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 4 Die Behandlung von Erlass-
gesuchen erfolgt in der Regel 
unentgeltlich. Bei offensichtlich 
unbegründeten Gesuchen 
können Verwaltungs- oder Ge-
richtsgebühren erhoben wer-
den. 

   

 5 Liegen die Voraussetzungen 
gemäss § 14 vor, kann auf den 
Bezug fälliger Gebühren ver-
zichtet werden. 

   

 §  22 
Verjährung 

   

 1 Das Recht, die Gebühr zu er-
heben und zu beziehen, ver-
jährt innert 10 Jahren, bei peri-
odischen Gebühren innert 
5 Jahren nach Beendigung der 
Leistungserbringung oder Be-
nutzung der öffentlichen Sa-
che oder Einrichtung. 

   

 2 Die Verjährung wird durch 
jede Handlung, mit der die Ge-
bührenforderung bei der ge-
bührenpflichtigen Person gel-
tend gemacht wird, unterbro-
chen. Mit der Unterbrechung 
beginnt die Verjährung von 
neuem. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3 Die Verjährung steht wäh-
rend eines Rechtsmittelverfah-
rens oder eines Verfahrens um 
Gebührenerlass still. Sie läuft 
einen Tag nach Eintritt der 
Rechtskraft weiter. 

   

 4 Die Verjährung ist von Amtes 
wegen zu beachten. 

   

 4. Rechtsschutz    

 §  23 
Rechtsmittel 

   

 1 Eine Gebühr ist grundsätzlich 
mit dem Entscheid in der Sa-
che anfechtbar. Wird nur sie 
angefochten, hemmt ihre An-
fechtung den Eintritt der 
Rechtskraft des Entscheids in 
der Sache nicht. 

   

 2 Während eines Rechtsmittel-
verfahrens gegen einen Ge-
bührenentscheid unterbleibt 
der Gebührenbezug. 

   

 5. Schlussbestimmungen    

 §  24 
Übergangsrecht 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 1 Gebühren und Auslagen für 
Vorgänge, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes bereits begonnen ha-
ben, werden nach altem Recht 
erhoben und bezogen. 

   

 2 Bisher festgesetzte Gebüh-
renansätze, die den Bestim-
mungen dieses Gesetzes wi-
dersprechen, behalten längs-
tens während zweier Jahre 
nach Inkrafttreten ihre Gültig-
keit. 

   

 §  25 
Inkrafttreten 

   

 1 Der Regierungsrat bestimmt 
den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 II.    

 1. 
Der Erlass SAR 121.200 (Ge-
setz über das Kantons- und 
das Gemeindebürgerrecht 
[KBüG] vom 12. März 2013) 
(Stand 1. Juli 2020) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  29 
Gebühren und Auslagen 

§  29 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), 
Abs. 4 (geändert) 

   

1 Die vom Kanton und den Ge-
meinden für die Behandlung 
von Gesuchen in Bürger-
rechtssachen erhobenen Ge-
bühren dürfen höchstens die 
Verfahrenskosten decken. 

1 Die vom Kanton und den Ge-
meinden für die Behandlung 
von Gesuchen in Bürger-
rechtssachen erhobenen Ge-
bühren dürfen höchstens die 
Verfahrenskosten decken. Die 
Verleihung des Ehrenbürger-
rechts erfolgt unentgeltlich. 

   

2 Der Regierungsrat bestimmt 
die Gebührenansätze durch 
Verordnung. 

2 Der Regierungsrat […] legt 
die Gebührenansätze durch 
Verordnung fest. 

   

3 Das zuständige Departement 
setzt die kantonalen, der Ge-
meinderat die kommunalen 
Gebühren fest. 

3 Das zuständige Departement 
[…] erhebt die kantonalen, der 
Gemeinderat die kommunalen 
Gebühren […] im Einzelfall. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/121.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

4 Gebühren und Auslagen kön-
nen bei mittellosen Personen 
reduziert oder erlassen wer-
den. Personen, denen das Eh-
renbürgerrecht verliehen wird, 
sind sie zu erlassen. Der Re-
gierungsrat kann weitere Re-
duktions- oder Erlassmöglich-
keiten durch Verordnung vor-
sehen. 

4 Gebühren und Auslagen kön-
nen bei mittellosen Personen 
reduziert oder erlassen wer-
den. […] Der Regierungsrat 
kann weitere Reduktions- oder 
Erlassmöglichkeiten durch 
Verordnung […] regeln. 

   

 2. 
Der Erlass SAR 122.200 (Ge-
setz über die Einwohner- und 
Objektregister sowie das Mel-
dewesen [Register- und Mel-
degesetz, RMG] vom 18. No-
vember 2008) (Stand 1. Ja-
nuar 2018) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  22 
b) An Dritte 

§  22 Abs. 4 (aufgehoben)    

4 Der Regierungsrat regelt den 
Bezug von Gebühren durch 
das zuständige Departement. 
Die maximale Gebühr für eine 
Einzelauskunft beträgt 
Fr. 20.–, für Listenauskünfte 
Fr. –.10 pro Person, mindes-
tens jedoch Fr. 100.–. 

4 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/122.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 3. 
Der Erlass SAR 122.600 (Ein-
führungsgesetz zum Auslän-
derrecht [EGAR] vom 25. No-
vember 2008) (Stand 1. Ja-
nuar 2013) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  3 
Amt für Migration und Integra-
tion Kanton Aargau (MIKA) 

§  3 Abs. 4 (aufgehoben)    

4 Das erstinstanzliche Verfah-
ren ist kostenpflichtig. Der Re-
gierungsrat legt durch Verord-
nung die durch das MIKA zu 
erhebenden Gebühren und 
Auslagen fest. 

4 Aufgehoben.    

§  8 
Einspracheverfahren 

§  8 Abs. 3 (aufgehoben)    

3 Für die mutmasslichen Aus-
lagen kann unter Ansetzung 
einer angemessenen Frist ein 
Kostenvorschuss erhoben 
werden. Wird der Kostenvor-
schuss nicht geleistet, sind die 
Sachverhaltsabklärungen nur 
durchzuführen, soweit es die 
öffentlichen Interessen erfor-
dern. 

3 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/122.600/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  28 
Verfahrenskosten 

§  28 Abs. 2 (aufgehoben)    

2 Bei Haftentlassungsgesu-
chen und in Beschwerdever-
fahren kann von der Erhebung 
von Verfahrenskosten abgese-
hen werden, wenn die Ein-
bringlichkeit der Forderung 
von vornherein unmöglich er-
scheint. 

2 Aufgehoben.    

 4. 
Der Erlass SAR 131.100 (Ge-
setz über die politischen 
Rechte [GPR] vom 10. März 
1992) (Stand 1. Januar 2022) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  6 
Wahlfähigkeitsausweis, 
Stimmrechtsbescheinigung 

§  6 Abs. 1 (geändert)    

1 Die Gemeinden haben die er-
forderlichen Wahlfähigkeits-
ausweise und die Stimm-
rechtsbescheinigungen kos-
tenlos auszustellen. 

1 Die Gemeinden haben die er-
forderlichen Wahlfähigkeits-
ausweise und die Stimm-
rechtsbescheinigungen […] 
unentgeltlich auszustellen. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/131.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 5. 
Der Erlass SAR 150.200 (Haf-
tungsgesetz [HG] vom 
24. März 2009) (Stand 1. März 
2010) wird wie folgt geändert: 

   

§  11 
Klageverfahren 

§  11 Abs. 1 (geändert)    

1 Vor Einreichung einer Klage 
ist mit dem Gemeinwesen ein 
Vergleich zu suchen. 

1 Vor Einreichung einer Klage 
ist mit dem Gemeinwesen ein 
Vergleich zu suchen. Das Ver-
gleichsverfahren ist unentgelt-
lich. 

   

 6. 
Der Erlass SAR 150.600 (Ge-
setz über die amtlichen Publi-
kationsorgane [Publikationsge-
setz, PuG] vom 3. Mai 2011) 
(Stand 1. Januar 2012) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  2 
Amtsblatt 

§  2 Abs. 3 (aufgehoben)    

3 Publikationen sind kosten-
pflichtig. 

3 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/150.200/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/150.600/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  15 
Zugang und Bezug 

§  15 Abs. 3 (aufgehoben), 
Abs. 4 (geändert) 

   

3 Gegen Kostenersatz können 
bei der Staatskanzlei bezogen 
werden 

3 Aufgehoben.    

a) einzelne Erlasse und Ver-
träge aus der SAR als Se-
paratdruck, 

    

b) ein elektronischer Daten-
träger mit der Gesamtaus-
gabe der SAR, 

    

c) Ausdrucke der Amtsblatt-
ausgaben des laufenden 
sowie des vergangenen 
Jahrs. 

    

4 Ausgenommen ist der Bezug 
von Regelwerken privater Or-
ganisationen, auf die in Erlas-
sen verwiesen wird. 

4  […] Der Bezug von Regel-
werken privater Organisatio-
nen, auf die in Erlassen ver-
wiesen wird, ist unentgeltlich. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 7. 
Der Erlass SAR 150.700 (Ge-
setz über die Information der 
Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen 
[IDAG] vom 24. Oktober 2006) 
(Stand 1. August 2018) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  32 
Befugnisse 

§  32 Abs. 4 (geändert)    

4 Lehnt das öffentliche Organ 
die Befolgung der Empfehlung 
ab oder entspricht es dieser 
nicht, kann die beauftragte 
Person für Öffentlichkeit und 
Datenschutz die Empfehlung 
ganz oder teilweise als Verfü-
gung erlassen. 

4 Lehnt das öffentliche Organ 
die Befolgung der Empfehlung 
ab oder entspricht es dieser 
nicht, kann die beauftragte 
Person für Öffentlichkeit und 
Datenschutz die Empfehlung 
ganz oder teilweise als unent-
geltliche Verfügung erlassen. 

   

§  40 
Kosten und Gebühren 

§  40 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 3 (aufgehoben), 
Abs. 5 (aufgehoben) 

   

1 Für Auskunft, Akteneinsicht 
und Datensperrung werden 
grundsätzlich keine Gebühren 
erhoben. 

1  […] Die erstinstanzliche Be-
handlung von Gesuchen ge-
mäss den §§ 5, 16, 23 und […] 
28 erfolgt grundsätzlich […] 
unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/150.700/de


- 32 - 
 

Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

3 Die Höhe der Gebühr richtet 
sich nach dem Dekret über die 
durch den Staat zu beziehen-
den Gebühren vom 23. No-
vember 1977 1); der Regie-
rungsrat regelt die Einzelhei-
ten durch Verordnung. Die Ge-
meinden regeln Gebühren-
pflicht und -höhe selbst. 

3 Aufgehoben.    

5 Im Übrigen gelten die Kos-
tenbestimmungen des Geset-
zes über die Verwaltungs-
rechtspflege (Verwaltungs-
rechtspflegegesetz, VRPG) 
vom 9. Juli 1968 2).  

5 Aufgehoben.    

 8. 
Der Erlass SAR 210.300 (Ein-
führungsgesetz zum Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuch [EG 
ZGB] vom 27. Juni 2017) 
(Stand 1. Januar 2022) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  14 
Adoption 

§  14 Abs. 4 (neu)    

 4 Die Suche nach leiblichen 
Angehörigen gemäss den Art. 
268b und 268c ZGB erfolgt un-
ter Vorbehalt des Auslagener-
satzes unentgeltlich. 

   

                                                   
1) SAR 661.110 
2) Heute: Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) vom 4. Dezember 2007, SAR 271.200 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/210.300/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/661.110/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/271.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  18 
Pflegekinderwesen und 
Dienstleistungsangebote in der 
Familienpflege 

§  18 Abs. 1    

1 Das zuständige Departement 
ist verantwortlich für 

1 Das zuständige Departement 
ist verantwortlich für 

   

b) die Entgegennahme von 
Meldungen und die Auf-
sicht im Bereich der 
Dienstleistungsangebote in 
der Familienpflege gemäss 
Art. 20a PAVO (Art. 2 Abs. 
1 lit. b PAVO). 

b) (geändert) die Entgegen-
nahme von Meldungen 
und die Aufsicht im Be-
reich der Dienstleistungs-
angebote in der Familien-
pflege gemäss Art. 20a 
PAVO (Art. 2 Abs. 1 lit. b 
PAVO); Meldeverfahren 
und Aufsicht sind unent-
geltlich. 

   

§  23 
c) Hinterlegung von Vorsorge-
aufträgen und Patientenverfü-
gungen 

§  23 Abs. 1 (geändert)    

1 Vorsorgeaufträge und Patien-
tenverfügungen können bei 
der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde am Wohnsitz 
der betroffenen Person gegen 
Gebühr hinterlegt werden. 

1 Vorsorgeaufträge und Patien-
tenverfügungen können bei 
der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde am Wohnsitz 
der betroffenen Person […] 
hinterlegt werden. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  37 
n) Kosten im Erwachsenen-
schutzverfahren 

§  37 Abs. 2 (geändert)    

2 Besondere Umstände, die 
den Verzicht auf die Erhebung 
von Gerichtskosten rechtferti-
gen, liegen namentlich vor, 
wenn von der Anordnung einer 
Massnahme abgesehen wird. 

2 Besondere Umstände, die 
den Verzicht auf die Erhebung 
von Gerichtskosten rechtferti-
gen, liegen namentlich vor, 
wenn von der Anordnung einer 
Massnahme abgesehen wird, 
oder bei einfachen Entschei-
den und Vorkehren. 

   

§  66 
Zuständigkeit der Bezirksge-
richtspräsidentin oder des Be-
zirksgerichtspräsidenten 

§  66 Abs. 1 (geändert)    

1 Die Bezirksgerichtspräsiden-
tin oder der Bezirksgerichts-
präsident des Wohnorts der 
betroffenen Person bewahrt 
die letztwilligen Verfügungen, 
die Erbverträge (Art. 504, 505, 
507 und 512 ZGB) sowie die 
Eheverträge und Vermögens-
verträge bei eingetragener 
Partnerschaft (Art. 182 ZGB, 
Art. 25 PartG) im Original ge-
gen Gebühr auf. 

1 Die Bezirksgerichtspräsiden-
tin oder der Bezirksgerichts-
präsident des Wohnorts der 
betroffenen Person bewahrt 
die letztwilligen Verfügungen, 
die Erbverträge (Art. 504, 505, 
507 und 512 ZGB) sowie die 
Eheverträge und Vermögens-
verträge bei eingetragener 
Partnerschaft (Art. 182 ZGB, 
Art. 25 PartG) im Original […] 
auf. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 9. 
Der Erlass SAR 210.500 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen 
im Ausland [EG BewG] vom 
23. Juni 1987) (Stand 1. Ja-
nuar 1988) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  3 
Kantonale Ausführungsbestim-
mungen 

§  3 Abs. 1 (geändert)    

1 Der Regierungsrat legt die 
übrige Behördenorganisation 
und den Gebührenrahmen in 
einer Verordnung fest. 

1 Der Regierungsrat legt die 
übrige Behördenorganisation 
[…] durch Verordnung fest. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/210.500/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 10. 
Der Erlass SAR 231.200 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über Schuldbetreibung 
und Konkurs [EG SchKG] vom 
22. Februar 2005) (Stand 
1. Januar 2022) wird wie folgt 
geändert: 

   

§  9 
d) Gebühren und Entschädi-
gungen 

§  9 Abs. 1 (aufgehoben) 
d) […] Entschädigun-
gen (Überschrift geändert) 

   

1 Für die von der Prüfungs-
kommission durchgeführten 
Prüfungen werden Gebühren 
von Fr. 500.– bis Fr. 2'000.– 
erhoben. Der Regierungsrat 
bestimmt innerhalb dieses 
Rahmens durch Verordnung 
die Gebühr für die einzelnen 
Prüfungen. 

1 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/231.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 11. 
Der Erlass SAR 251.200 (Ein-
führungsgesetz zur Schweize-
rischen Strafprozessordnung 
[EG StPO] vom 16. März 
2010) (Stand 1. Januar 2022) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  41 
Verfahrens- und Parteikosten 

§  41 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (aufgehoben) 
[…] Parteikosten (Überschrift 
geändert) 

   

1 Der Grosse Rat regelt durch 
Dekret die Bemessung der 
Gebühren für Verfügungen 
und Entscheide der Strafbe-
hörden sowie der Parteikos-
ten. 

1 Der Grosse Rat regelt durch 
Dekret die Bemessung der […] 
Parteikosten. 

   

2 Die Gerichtskosten dürfen 
die Rechtsverfolgung, insbe-
sondere im Rechtsmittelver-
fahren, nicht unangemessen 
erschweren. 

2 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/251.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 12. 
Der Erlass SAR 271.200 (Ge-
setz über die Verwaltungs-
rechtspflege [Verwaltungs-
rechtspflegegesetz, VRPG] 
vom 4. Dezember 2007) 
(Stand 1. Mai 2017) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  6 
Verzinsung 

§  6 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 3 (neu) 

   

1 Auf fälligen öffentlich-rechtli-
chen Forderungen ist ein Ver-
zugszins von 5 % pro Jahr zu 
bezahlen. 

1 Auf fälligen öffentlich-rechtli-
chen Forderungen ist ein Ver-
zugszins […] zu bezahlen. Der 
Regierungsrat legt den Ver-
zugszins jährlich neu durch 
Verordnung fest. 

   

 3 Verzugszinsen sind nicht zu 
erheben, wenn sie die Kosten 
des Bezugs nicht decken wür-
den oder wenn die Bezugsbe-
mühungen von vornherein 
aussichtslos erscheinen. 

   

§  10 
Amts- und Rechtshilfe 

§  10 Abs. 4 (geändert)    

4 Die ersuchte Behörde leistet 
Amts- und Rechtshilfe gebüh-
renfrei. Auf den Ersatz der 
Auslagen kann sie bei Gering-
fügigkeit verzichten. 

4 Die ersuchte Behörde leistet 
unentgeltlich Amts- und 
Rechtshilfe […] . 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/271.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  30 
b) Kostenvorschuss 

§  30 Abs. 1 (geändert)    

1 Die instruierende Behörde 
kann in Beschwerdeverfahren 
unter Ansetzung einer ange-
messenen Frist einen Anteil 
der mutmasslichen Verfah-
renskosten als Kostenvor-
schuss erheben. 

1 Die instruierende Behörde 
kann in Beschwerdeverfahren 
unter Ansetzung einer ange-
messenen Frist einen […] die 
mutmasslichen Verfahrenskos-
ten […] bis zur Hälfte decken-
den, maximal Fr. 10'000.– be-
tragenden Kostenvorschuss 
erheben. 

   

§  82 
Kosten 

§  82 Abs. 1 (aufgehoben)    

1 Die Kosten (Gebühren und 
Auslagen) einer Vollstreckung 
sind von der pflichtigen Person 
zu bezahlen. 

1 Aufgehoben.    
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 13. 
Der Erlass SAR 290.100 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über die Freizügigkeit 
der Anwältinnen und Anwälte 
[EG BGFA] vom 2. Novem-
ber 2004) (Stand 1. Januar 
2022) wird wie folgt geändert: 

   

§  19 
Gebühren und Entschädigung 

§  19 Abs. 2bis (aufgehoben) 
[…] Entschädigung (Über-
schrift geändert) 

   

2bis Für die von der Anwalts-
kommission durchgeführten 
Verfahren werden Gebühren 
von Fr. 100.– bis Fr. 6'000.– 
erhoben. Der Regierungsrat 
bestimmt innerhalb dieses 
Rahmens die Gebühren für die 
einzelnen Verfahren durch 
Verordnung. 

2bis Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/290.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 14. 
Der Erlass SAR 301.100 (Ge-
sundheitsgesetz [GesG] vom 
20. Januar 2009) (Stand 1. Ja-
nuar 2021) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  10 
Einschränkung der Bewilli-
gung; Entzug 

§  10 Abs. 5 (aufgehoben)    

5 Die Kosten von Abklärungen 
und Expertisen in einem Ver-
fahren gemäss dieser Bestim-
mung können den Betroffenen 
auferlegt werden. 

5 Aufgehoben.    

§  50 
Kosten 

§  50 
Aufgehoben. 

   

1 Bei der Anordnung von Ver-
waltungs- und Disziplinarmas-
snahmen können der Adressa-
tin oder dem Adressaten der 
Verfügung auch im erstin-
stanzlichen Verfahren Kosten, 
bestehend aus einer Gebühr 
und den Auslagen, auferlegt 
werden. 

    

2 Die Gebühr beträgt Fr. 50.– 
bis Fr. 5'000.–, bei ausseror-
dentlich hohem Aufwand bis 
Fr. 50'000.–. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/301.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 15. 
Der Erlass SAR 393.400 (Hun-
degesetz [HuG] vom 15. März 
2011) (Stand 1. Mai 2012) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  7 
Hundekontrolle; Meldepflicht; 
Registrierung 

§  7 Abs. 3 (geändert)    

3 Der Regierungsrat bezeich-
net gemäss den Vorgaben des 
Bundesrechts die Registrie-
rungsstelle. Die Gemeinden 
haben kostenlosen Zugang zu 
den Daten über die Hundehal-
tungen in ihrer Gemeinde. 

3 Der Regierungsrat bezeich-
net gemäss den Vorgaben des 
Bundesrechts die Registrie-
rungsstelle. Die Gemeinden 
haben […] unentgeltlichen Zu-
gang zu den Daten über die 
Hundehaltungen in ihrer Ge-
meinde. 

   

 16. 
Der Erlass SAR 401.100 
(Schulgesetz vom 17. März 
1981) (Stand 1. Januar 2022) 
wird wie folgt geändert: 

   

 §  8a (neu) 
Leistungen des Kantons und 
Verfahrenskosten 

   

 1 Der Kanton erbringt seine un-
terstützenden Leistungen ge-
genüber den öffentlichen 
Schulen, ihren Trägerschaften 
und den Schulbehörden 
grundsätzlich unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/393.400/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/401.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Die erstinstanzlichen Verfah-
ren der Schulen und Schulbe-
hörden sind unentgeltlich. Da-
von ausgenommen sind Bus-
senverfahren gemäss den 
§§ 36a Abs. 4 sowie 37 Abs. 2 
und 4. 

   

 3 Die Aufsicht des Kantons 
über die Privatschulen und die 
private Schulung erfolgt unent-
geltlich. 

   

§  89 
Zuständigkeit 

§  89 Abs. 4 (geändert)    

4 Er beschliesst über die Er-
richtung von Schulen, die vom 
Kanton gemeinsam mit ande-
ren Trägern geführt werden. Er 
kann festlegen, dass von Stu-
dierenden dieser Schulen mit 
Wohnsitz im Kanton ein Kos-
tenbeitrag erhoben wird, wenn 
der Kanton selbst für ver-
gleichbare Ausbildungen per-
sönliche Studiengelder vor-
sieht. Der Grosse Rat setzt 
den Rahmen fest. 

4 Er beschliesst über die Er-
richtung von Schulen, die vom 
Kanton gemeinsam mit ande-
ren Trägern geführt werden. Er 
kann festlegen, dass von Stu-
dierenden dieser Schulen mit 
Wohnsitz im Kanton ein Kos-
tenbeitrag erhoben wird, wenn 
der Kanton selbst für ver-
gleichbare Ausbildungen per-
sönliche Studiengelder vor-
sieht. […]   
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 17. 
Der Erlass SAR 411.200 (Ge-
setz über die Anstellung von 
Lehrpersonen [GAL] vom 
17. Dezember 2002) (Stand 
1. Januar 2022) wird wie folgt 
geändert: 

   

 §  6a (neu) 
Unentgeltlichkeit 

   

 1 Die erstinstanzlichen Ent-
scheide der Anstellungsbehör-
den und des für das Lohnwe-
sen zuständigen Departe-
ments erfolgen unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/411.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 18. 
Der Erlass SAR 422.200 (Ge-
setz über die Berufs- und Wei-
terbildung [GBW] vom 6. März 
2007) (Stand 1. Januar 2018) 
wird wie folgt geändert: 

   

 §  5c (neu) 
Leistungen des Kantons und 
Verfahrenskosten 

   

 1 Der Kanton erbringt seine 
Leistungen gegenüber den Be-
rufslernenden und Studieren-
den, den Anbietern der berufli-
chen Grundbildung, den An-
bietern der Bildung in berufli-
cher Praxis, den Organisatio-
nen der Arbeitswelt sowie den 
Höheren Fachschulen grund-
sätzlich unentgeltlich. 

   

 2 Die erstinstanzlichen Verfah-
ren im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes sind grundsätzlich 
unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/422.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  9 
Lernende mit besonderen bil-
dungsrelevanten Bedürfnissen 

§  9 Abs. 2, Abs. 2bis (neu) §  9 Abs. 2bis (geändert)   

2 Der Kanton kann insbeson-
dere folgende Angebote vorse-
hen: 

2 Der Kanton kann insbeson-
dere folgende Angebote vorse-
hen: 

   

c) Bereitstellung fachkundiger 
individueller Begleitung im 
Sinne von Art. 10 Abs. 5 
der bundesrätlichen Ver-
ordnung über die Berufsbil-
dung (Berufsbildungsver-
ordnung, BBV) vom 
19. November 2003 1), 

c) (geändert) Bereitstellung 
fachkundiger individueller 
Begleitung […] (FIB), 

   

 2bis Die Angebote gemäss Ab-
satz 2 sind für die Lernenden 
unentgeltlich. Ausgenommen 
ist die FIB für Lernende der 
drei- oder vierjährigen berufli-
chen Grundbildung, für die 
eine Gebühr erhoben wird. 

2bis Die Angebote gemäss Ab-
satz 2 sind für die Lernenden 
unentgeltlich. Ausgenommen 
ist die FIB für Lernende der 
drei- oder vierjährigen berufli-
chen Grundbildung, für die 
eine Gebühr erhoben […] wer-
den kann. 

  

                                                   
1) SR 412.101 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/412.101/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  42 
Kantonales Angebot 

§  42 Abs. 2 (geändert)    

2 Zusätzlich zu den dort festge-
haltenen Aufgaben kann sie 
Interessierte bei der Erstellung 
von individuellen Qualifikati-
onsnachweisen unterstützen. 
Diese Dienstleistung ist kos-
tenpflichtig. 

2 Zusätzlich zu den dort festge-
haltenen Aufgaben kann sie 
Interessierte bei der Erstellung 
von individuellen Qualifikati-
onsnachweisen unterstützen. 
Diese Dienstleistung ist […] 
gebührenpflichtig. 

   

§  45 
Gebühren 

§  45 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (aufgehoben), 
Abs. 3 (aufgehoben) 

   

1 Der Kanton erhebt Gebühren 
für Zulassungs-, Anerken-
nungs-, Bewilligungs- und 
Qualifikationsverfahren, für 
Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit nicht formaler 
Bildung, das Ausstellen von 
Ausweisen und Diplomen so-
wie für das leihweise Überlas-
sen von Lernmaterialien. 

1 Der Kanton erhebt Gebühren 
für […]  

   

 a) (neu) das Aufnahmever-
fahren in einen Lehrgang 
zur eidgenössischen Be-
rufsmaturität für gelernte 
Berufsleute (BM II) und in 
das gestalterische Propä-
deutikum, 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 b) (neu) das unbegründete 
Fernbleiben oder Zurück-
treten von der Prüfung und 
für die Wiederholung der 
Prüfung, 

   

 c) (neu) das Ausstellen von 
Ausweis-Duplikaten, 

   

 d) (neu) das leihweise Über-
lassen von Lernmateria-
lien, 

   

 e) (neu) die Beratungs- und 
weitere Dienstleistungen 
des Landwirtschaftlichen 
Zentrums Liebegg sowie 
für die Benutzung des Ta-
gungszentrums. 

   

2 Der Regierungsrat regelt die 
Höhe der Gebühren nach 
Massgabe des Zeitaufwands 
und der entstandenen Kosten. 
Die Gebühren für das leih-
weise Überlassen von Lern-
materialien betragen Fr. 100.– 
bis Fr. 600.– pro Semester. 

2 Aufgehoben.    

3 Das Departement Bildung, 
Kultur und Sport kann in Här-
tefällen die Gebühren ganz  
oder teilweise erlassen. 

3 Aufgehoben.    
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  46 
Schul- und Kursgelder 

§  46 Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3bis (neu) 

   

2 Der Regierungsrat regelt die 
Höhe der Schul- und Kursgel-
der. 

2 Der Regierungsrat regelt die 
Höhe der Schul- und Kursgel-
der durch Verordnung. 

   

 3bis Liegt ein Weiterbildungsan-
gebot weitestgehend im öffent-
lichen Interesse, kann der Re-
gierungsrat die Unentgeltlich-
keit durch Verordnung festle-
gen. 

   

 §  46a (neu) 
Auslagen 

§  46a Abs. 1 (geändert)   

 1 Berufslernende und Studie-
rende haben die Ausbildungs-
auslagen, namentlich für Un-
terrichts- und Modellmaterial, 
Drucksachen, Lager, Projekt-
wochen, Exkursionen und 
Transportkosten zu tragen. 

1 Berufslernende und Studie-
rende haben die Ausbildungs-
auslagen, namentlich für Un-
terrichts- und Modellmaterial, 
Drucksachen, Lager, Projekt-
wochen, Exkursionen und 
Transportkosten, zu tragen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 19. 
Der Erlass SAR 428.500 (Ge-
setz über die Einrichtungen für 
Menschen mit besonderen Be-
treuungsbedürfnissen [Betreu-
ungsgesetz, BeG] vom 2. Mai 
2006) (Stand 1. Januar 2022) 
wird wie folgt geändert: 

   

 §  3a (neu) 
Leistungen des Kantons und 
Verfahrenskosten 

§  3a Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (geändert) 

  

 1 Der Kanton erbringt seine 
Leistungen gegenüber den 
Einrichtungen und ihren Trä-
gerschaften unentgeltlich. 

1 Der Kanton erbringt seine 
Leistungen gegenüber den 
Einrichtungen und ihren Trä-
gerschaften grundsätzlich un-
entgeltlich. 

  

 2 Die erstinstanzlichen Verfah-
ren im Geltungsbereich diese 
Gesetzes sind grundsätzlich 
unentgeltlich. 

2 Die erstinstanzlichen Verfah-
ren im Geltungsbereich […] 
dieses Gesetzes sind grund-
sätzlich unentgeltlich. 

  

 §  16a (neu) 
Gebühren 

   

 1 Das zuständige Departement 
erhebt Gebühren für  

   

 a) die Bearbeitung von Gesu-
chen gemäss § 13, 

   

 b) die Überprüfungen vor Ort 
im Rahmen der Aufsicht 
gemäss § 15. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/428.500/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 2 Die Erteilung einer Anerken-
nung gemäss § 13 erfolgt un-
entgeltlich. 

   

 20. 
Der Erlass SAR 495.200 (Kul-
turgesetz [KG] vom 
31. März 2009) (Stand 1. Au-
gust 2013) wird wie folgt geän-
dert: 

   

 §  50a (neu) 
Verfahrenskosten 

   

 1 Erstinstanzliche Verfahren 
über die Anordnung, Bewilli-
gung und Aufhebung von 
Schutzmassnahmen sowie 
über die Kostenbeteiligung ge-
mäss § 50 sind unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/495.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 21. 
Der Erlass SAR 515.200 (Ge-
setz über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz im 
Kanton Aargau [Bevölkerungs-
schutz- und Zivilschutzgesetz 
Aargau, BZG-AG] vom 
4. Juli 2006) (Stand 1. Januar 
2017) wird wie folgt geändert: 

   

§  5 
Kantonales Katastrophen Ein-
satzelement 

§  5 Abs. 3 (geändert)    

3 Die Aufwendungen für den 
Betrieb und den Unterhalt des 
KKE gehen zu Lasten des 
Kantons. Die Kosten der auf 
Gesuch Dritter geleisteten 
Einsätze können diesen in 
Rechnung gestellt werden. Der 
Regierungsrat regelt die Ein-
zelheiten durch Verordnung. 

3 Die Aufwendungen für den 
Betrieb und den Unterhalt des 
KKE gehen zu Lasten des 
Kantons. Die Kosten der auf 
Gesuch Dritter geleisteten 
Einsätze […] werden diesen in 
Rechnung gestellt […] . 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/515.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  40 
Zuständigkeit 

§  40 Abs. 3 (geändert) §  40 Abs. 3 (geändert)   

3 Die Eigentümerin oder der 
Eigentümer beziehungsweise 
die Besitzerin oder der Besit-
zer von Kulturgütern sind für 
deren Schutz und für die Vor-
sorgemassnahmen verant-
wortlich. Die Gemeinde stellt 
im Rahmen der Möglichkeiten 
und auf Antrag der verantwort-
lichen Person technische und 
personelle Mittel des Zivil-
schutzes für die Planung und 
Durchführung von Schutzmas-
snahmen zur Verfügung. 
Diese Dienstleistungen sind 
kostenlos, soweit sie im Rah-
men eines ordentlichen Aufge-
bots des Zivilschutzes erfol-
gen. 

3 Die Eigentümerin oder der 
Eigentümer beziehungsweise 
die Besitzerin oder der Besit-
zer von Kulturgütern sind für 
deren Schutz und für die Vor-
sorgemassnahmen verant-
wortlich. Die Gemeinde stellt 
im Rahmen der Möglichkeiten 
und auf Antrag der verantwort-
lichen Person technische und 
personelle Mittel des Zivil-
schutzes für die Planung und 
Durchführung von Schutzmas-
snahmen zur Verfügung. 
Diese Dienstleistungen sind 
[…] unentgeltlich, soweit sie im 
Rahmen eines ordentlichen 
Aufgebots des Zivilschutzes 
erfolgen. 

3 Die Eigentümerin oder der 
Eigentümer beziehungsweise 
die Besitzerin oder der Besit-
zer von Kulturgütern […] ist für 
deren Schutz und für die Vor-
sorgemassnahmen verant-
wortlich. Die Gemeinde stellt 
im Rahmen der Möglichkeiten 
und auf Antrag der verantwort-
lichen Person technische und 
personelle Mittel des Zivil-
schutzes für die Planung und 
Durchführung von Schutzmas-
snahmen zur Verfügung. 
Diese Dienstleistungen sind 
unentgeltlich, soweit sie im 
Rahmen eines ordentlichen 
Aufgebots des Zivilschutzes 
erfolgen. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 22. 
Der Erlass SAR 531.200 (Ge-
setz über die Gewährleistung 
der öffentlichen Sicherheit [Po-
lizeigesetz, PolG] vom 6. De-
zember 2005) (Stand 1. Ja-
nuar 2022) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  46a 
Schutzmassnahmen 

§  46a Abs. 3 (geändert)    

3 Der Regierungsrat regelt 
durch Verordnung die Ziel-
gruppen, die erweiterte bera-
tende und präventive Dienst-
leistungen in Anspruch neh-
men können, und legt die Kos-
tenpflicht fest. 

3 Der Regierungsrat regelt 
durch Verordnung die Ziel-
gruppen, die erweiterte bera-
tende und präventive Dienst-
leistungen in Anspruch neh-
men können, und […] kann da-
bei für diese die […] Unent-
geltlichkeit festlegen. 

   

§  51 
Bekanntgabe von Daten 

§  51 Abs. 4 (aufgehoben)    

4 Für die Bekanntgabe von po-
lizeilichen Daten an Dritte 
kann ein Entgelt verlangt wer-
den. 

4 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/531.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  55 
Abgeltung polizeilicher Leis-
tungen 

§  55 Abs. 2 (aufgehoben)    

2 Der Umfang des Kostener-
satzes entspricht in der Regel 
den Vollkosten des Aufwands. 
Der Regierungsrat legt die An-
sätze für die kantonalen Ge-
bühren durch Verordnung fest. 

2 Aufgehoben.    

 23. 
Der Erlass SAR 585.100 (Ge-
setz über den vorbeugenden 
Brandschutz [Brandschutzge-
setz, BSG] vom 21. Feb-
ruar 1989) (Stand 1. Januar 
2022) wird wie folgt geändert: 

   

§  24 
Gebührenpflicht 

§  24 Abs. 2 (geändert)    

2 Die Aargauische Gebäude-
versicherung erlässt für die 
Tätigkeiten, die sie gestützt 
auf dieses Gesetz wahrnimmt, 
einen Gebührentarif im Rah-
men des Dekrets über die 
durch den Staat zu beziehen-
den Gebühren 1). Sie kann auf 
die Erhebung von Gebühren 
ganz oder teilweise verzichten. 

2 Die Aargauische Gebäude-
versicherung erlässt für die 
Tätigkeiten, die sie gestützt 
auf dieses Gesetz wahrnimmt, 
einen Gebührentarif im Rah-
men des […] Gebühren-
dekrets (GebührD) vom xx. 
2023 2) […] . Sie kann auf die 
Erhebung von Gebühren ganz 
oder teilweise verzichten. 

   

                                                   
1) SAR 661.110 
2) SAR XXX.110 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/585.100/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/661.110/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/XXX.110/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 24. 
Der Erlass SAR 612.300 (Ge-
setz über die wirkungsorien-
tierte Steuerung von Aufgaben 
und Finanzen [GAF] vom 
5. Juni 2012) (Stand 1. Januar 
2021) wird wie folgt geändert: 

   

§  4 
Verursacherfinanzierung und 
Vorteilsabgeltung 

§  4 Abs. 3 (geändert)    

3 Voraussetzungen und Aus-
mass von Verursacherfinan-
zierungen und Vorteilsabgel-
tungen werden durch Gesetz 
oder bei Gebühren gemäss 
§ 82 Abs. 1 lit. f der Kantons-
verfassung durch Dekret be-
stimmt. 

3 Voraussetzungen und Aus-
mass von Verursacherfinan-
zierungen und Vorteilsabgel-
tungen werden durch Gesetz 
[…] bestimmt. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/612.300/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 25. 
Der Erlass SAR 651.100 
(Steuergesetz [StG] vom 
15. Dezember 1998) (Stand 
1. Januar 2022) wird wie folgt 
geändert: 

   

§  188 
III. Kosten 
1. Veranlagungs- und Ein-
spracheverfahren 

§  188 Abs. 1 (geändert)    

1 Im Veranlagungs- und Ein-
spracheverfahren werden 
keine Kosten erhoben und 
keine Parteientschädigungen 
ausgerichtet. Vorbehalten 
bleibt die Erhebung von Ge-
bühren für Mahnungen. Der 
Regierungsrat legt deren Höhe 
durch Verordnung fest. 

1  […] Veranlagungs- und Ein-
spracheverfahren […] sind un-
entgeltlich. Vorbehalten […] 
bleiben gebührenpflichtige 
Mahnungen. […] Es werden 
keine Parteientschädigungen 
ausgerichtet. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/651.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  231 
V. Verfahren bei Zahlungser-
leichterungen, Erlass und An-
ständen im Bezugsverfahren 

§  231 Abs. 6 (geändert)    

6 Das Verfahren bei Gesuchen 
um Zahlungserleichterungen 
oder Erlass und bei Anständen 
im Bezugsverfahren ist kosten-
frei. Der gesuchstellenden 
Person können jedoch die 
Kosten ganz oder teilweise 
auferlegt werden, wenn sie ein 
offensichtlich unbegründetes 
Gesuch eingereicht hat. Ein 
Anspruch auf Parteientschädi-
gung besteht nicht. 

6 Das Verfahren bei Gesuchen 
um Zahlungserleichterungen 
oder Erlass und bei Anständen 
im Bezugsverfahren ist […] un-
entgeltlich. Der gesuchstellen-
den Person können jedoch die 
Kosten ganz oder teilweise 
auferlegt werden, wenn sie ein 
offensichtlich unbegründetes 
Gesuch eingereicht hat. Ein 
Anspruch auf Parteientschädi-
gung besteht nicht. 

   

 26. 
Der Erlass SAR 671.200 (Ge-
setz über die Nutzung des tie-
fen Untergrunds und die Ge-
winnung von Bodenschätzen 
[GNB] vom 19. Juni 2012) 
(Stand 1. März 2013) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  18 
Verfahrenskosten 

§  18 
Aufgehoben. 

   

1 Für Prüfung und Erteilung ei-
ner Bewilligung für Vorabklä-
rungen oder einer Konzession 
wird eine einmalige Verwal-
tungsgebühr erhoben. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/671.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

2 Zusätzlich zur Verwaltungs-
gebühr sind dem Kanton die 
entstehenden Auslagen zu 
vergüten, wie insbesondere 
Untersuchungs-, Begutach-
tungs-, Neuberechnungs-, 
Publikations- und Druckkos-
ten. 

    

§  19 
Konzessionsabgabe 

§  19 Abs. 1 (geändert)    

1 Wer eine Konzession erhält, 
leistet zusätzlich zur Verwal-
tungsgebühr für jedes ange-
fangene Jahr eine angemes-
sene Abgabe. Bei geringer 
Höhe kann eine einmalige Ab-
gabe über die gesamte Dauer 
der Konzession festgelegt wer-
den. 

1 Wer eine Konzession erhält, 
leistet […] für jedes angefan-
gene Jahr eine angemessene 
Abgabe. Bei geringer Höhe 
kann eine einmalige Abgabe 
über die gesamte Dauer der 
Konzession festgelegt werden. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 27. 
Der Erlass SAR 713.100 (Ge-
setz über Raumentwicklung 
und Bauwesen 1) [Baugesetz, 
BauG] vom 19. Januar 1993) 
(Stand 1. Januar 2022) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  23 
Vorprüfung und Beratung 

§  23 Abs. 3 (neu)    

 3 Die Vorprüfung von freiwillig 
erstellten Gestaltungsplänen 
ist gebührenpflichtig. 

   

                                                   
1) Änderungen gemäss AGS 2009 S. 256 f.: Der Ausdruck «Baudepartement» wurde im gesamten Erlass durch «zuständiges Departement» ersetzt. Der Ausdruck «Baute» bzw. «Bauten» wurde im gesamten 

Erlass durch «Bauten und Anlagen» ersetzt. In Bestimmungen, in denen zusätzlich zum Ausdruck «Nutzungspläne» der Ausdruck «und -vorschriften» oder Ähnliches beigefügt ist, wurde die Beifügung 
gestrichen. Der Ausdruck «Raumplanung» wurde durch «Raumentwicklung» ersetzt. 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/713.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 28. 
Der Erlass SAR 740.100 (Ge-
setz über die Geoinformation 
im Kanton Aargau [Kantonales 
Geoinformationsgesetz, 
KGeoIG] vom 24. Mai 2011) 
(Stand 1. September 2021) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  14 
Grundsatz und Tarif 

§  14 
Aufgehoben. 

   

1 Für den Zugang zu den Ge-
obasisdaten des Bundes und 
des Kantons und zu den übri-
gen Geodaten, für deren Nut-
zung sowie für die Nutzung 
der Geodienste werden Ge-
bühren erhoben. 

    

2 Die Gebühr entspricht höchs-
tens den Grenzkosten zuzüg-
lich einem angemessenen An-
teil an die Kosten der Infra-
struktur. 

    

3 Der Grosse Rat erlässt den 
Gebührentarif. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/740.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  15 
Gebührenfreiheit 

§  15 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 2 (geändert) 
[…] Ausnahmen von der Ge-
bührenpflicht (Überschrift ge-
ändert) 

   

1 Gebührenfrei ist die Nutzung 
von 

1  […] Unentgeltlich ist die Nut-
zung von 
Aufzählung unverändert. 

   

2 Der Grosse Rat kann die Ge-
bührenfreiheit vorsehen 

2 Der Grosse Rat kann die […] 
Unentgeltlichkeit vorsehen 
Aufzählung unverändert. 

   

 29. 
Der Erlass SAR 764.100 
(Wassernutzungsgesetz 
[WnG] vom 11. März 2008) 
(Stand 1. Januar 2017) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  4 
Gemeingebrauch 

§  4 Abs. 1 (geändert)    

1 Die Nutzung der öffentlichen 
Gewässer und die Inanspruch-
nahme der Oberflächengewäs-
ser stehen jedermann ohne 
eingeräumtes Nutzungsrecht 
und gebührenlos in dem Aus-
mass zu, wie sie die Nutzung 
des Gewässers durch eine an-
dere nutzungswillige Person 
nicht einschränken oder aus-
schliessen. 

1 Die Nutzung der öffentlichen 
Gewässer und die Inanspruch-
nahme der Oberflächengewäs-
ser stehen […] allen Personen 
ohne eingeräumtes Nutzungs-
recht und […] unentgeltlich in 
dem Ausmass zu, wie sie die 
Nutzung des Gewässers durch 
eine andere nutzungswillige 
Person nicht einschränken  
oder ausschliessen. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/764.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  12 
Kostenvorschuss und Sicher-
heitsleistung 

§  12 Abs. 1 (geändert) 
[…] Sicherheitsleistung (Über-
schrift geändert) 

   

1 Das zuständige Departement 
kann von den Nutzungsbe-
rechtigten einen Kostenvor-
schuss für die Beurteilung des 
Gesuchs und Sicherheitsleis-
tungen verlangen für 

1 Das zuständige Departement 
kann von den Nutzungsbe-
rechtigten […] Sicherheitsleis-
tungen verlangen für 
Aufzählung unverändert. 

   

§  38 
Entnahme durch Feuerwehr 
und Zivilschutz 

§  38 Abs. 1 (geändert)    

1 Feuerwehr und Zivilschutz 
können im Not- und Übungsfall 
ohne Bewilligung und gebüh-
renfrei Wasser entnehmen. Im 
Übungsfall muss eine ange-
messene Restwassermenge 
gewährleistet bleiben. 

1 Feuerwehr und Zivilschutz 
können im Not- und Übungsfall 
ohne Bewilligung und […] un-
entgeltlich Wasser entnehmen. 
Im Übungsfall muss eine an-
gemessene Restwassermenge 
gewährleistet bleiben. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 30. 
Der Erlass SAR 773.200 
(Energiegesetz des Kantons 
Aargau [EnergieG] vom 
17. Januar 2012) (Stand 
1. September 2012) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  35 
Verwaltungsgebühren 

§  35 
Aufgehoben. 

   

1 Für die Erteilung der nach 
diesem Gesetz vorgesehenen 
Bewilligungen erheben Kanton 
und Gemeinden Gebühren. 
Diese richten sich nach dem 
tatsächlichen Aufwand. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/773.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 31. 
Der Erlass SAR 781.200 (Ein-
führungsgesetz zur Bundesge-
setzgebung über den Schutz 
von Umwelt und Gewässern 
[EG Umweltrecht, EG UWR] 
vom 4. September 2007) 
(Stand 30. Dezember 2019) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  37 
Verursacherprinzip und Ge-
bühren 

§  37 Abs. 2 (aufgehoben) 
Verursacherprinzip […]  (Über-
schrift geändert) 

   

2 Für Bewilligungen, Kontrollen 
und besondere Dienstleistun-
gen des Kantons wird eine 
kostendeckende Gebühr bis 
Fr. 50'000.– erhoben. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzel-
heiten durch Verordnung. 

2 Aufgehoben.    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/781.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 32. 
Der Erlass SAR 910.200 
(Landwirtschaftsgesetz des 
Kantons Aargau [LwG AG] 
vom 13. Dezember 2011) 
(Stand 1. Mai 2019) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  5 
c) Kostenbeteiligung 

§  5 Abs. 1 (geändert), 
Abs. 3 (neu) 

   

1 Nutzniessende von Leistun-
gen gemäss § 4 Abs. 1 lit. d–h 
sind an den Kosten zu beteili-
gen. Der Regierungsrat regelt 
deren Kostenanteil durch Ver-
ordnung; er berücksichtigt da-
bei den Anteil des öffentlichen 
Interesses an der Leistung. 

1 Nutzniessende von Leistun-
gen gemäss § 4 Abs. 1 lit. d–h 
sind an den Kosten zu beteili-
gen. Der Regierungsrat […] 
legt den für die Gebührenerhe-
bung massgebenden Kosten-
anteil durch Verordnung fest; 
er berücksichtigt dabei den 
Anteil des öffentlichen Interes-
ses an der Leistung. 

   

 3 Erfolgen die Leistungen wei-
testgehend im öffentlichen In-
teresse, namentlich im Zusam-
menhang mit der Förderung 
einer klima-, umwelt- und res-
sourcenschonenden Landwirt-
schaft oder mit dem Tierwohl, 
sind diese unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/910.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 33. 
Der Erlass SAR 933.200 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über die Jagd und den 
Schutz wildlebender Säuge-
tiere und Vögel [Jagdgesetz 
des Kantons Aargau, AJSG] 
vom 24. Februar 2009) (Stand 
1. August 2013) wird wie folgt 
geändert: 

   

§  11 
Jagdpass 

§  11 Abs. 4 (geändert)    

4 Er legt die Gebühren durch 
Verordnung fest. An Mitglieder 
von Jagdgesellschaften sowie 
Jagdaufseherinnen und Jagd-
aufseher wird der Jagdpass 
gebührenfrei abgegeben. Für 
ausserkantonale Jagdgäste 
kann die Gebühr höher ange-
setzt werden. 

4  […] Der Regierungsrat kann 
die Gebühren […] der Jagd-
pässe für ausserkantonale 
Jagdgäste höher festsetzen 
als für aargauische Jagdgäste. 
An Mitglieder von Jagdgesell-
schaften sowie Jagdaufsehe-
rinnen und Jagdaufseher wird 
der Jagdpass […] unentgeltlich 
abgegeben […] . 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/933.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 34. 
Der Erlass SAR 935.200 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über die Fischerei [Fi-
schereigesetz des Kantons 
Aargau, AFG] vom 20. Novem-
ber 2012) (Stand 1. Juli 2013) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  14 
Staatliche Fischereireviere 

§  14 Abs. 4 (aufgehoben)    

4 Der Regierungsrat legt die 
Gebühren für Fischereikarten 
durch Verordnung fest. 

4 Aufgehoben.    

§  15 
Gewässer mit Freianglerrecht 

§  15 Abs. 2 (geändert)    

2 Der Regierungsrat legt die 
Gebühren für Fischereikarten 
durch Verordnung fest. Der 
kantonale Fischereiverband 
erhält einen Anteil am jährli-
chen Gebührenertrag, der vom 
Regierungsrat durch Verord-
nung festgelegt wird. Dieser ist 
im Rahmen einer Leistungs-
vereinbarung für die Förde-
rung der Artenvielfalt oder für 
die Aufwertung der Wasserle-
bensräume zu verwenden. 

2 Der […] kantonale Fischerei-
verband erhält einen Anteil am 
jährlichen Gebührenertrag, der 
vom Regierungsrat durch Ver-
ordnung festgelegt wird. Die-
ser ist im Rahmen einer Leis-
tungsvereinbarung für die För-
derung der Artenvielfalt oder 
für die Aufwertung der Was-
serlebensräume zu verwen-
den. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/935.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 35. 
Der Erlass SAR 959.300 
(Geldspielgesetz des Kantons 
Aargau [GSG] vom 30. Juni 
2020) (Stand 1. Januar 2021) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  7 
Gebühren 

§  7 
Aufgehoben. 

   

1 Das zuständige Departement 
erhebt für die Behandlung von 
Gesuchen um Erteilung von 
Bewilligungen für Kleinspiele 
Gebühren gemäss § 1 Abs. 1 
lit. a des Dekrets über die 
durch den Staat zu beziehen-
den Gebühren. 

    

 36. 
Der Erlass SAR 961.200 (Ein-
führungsgesetz zum Arbeits-
recht [EG ArR] vom 8. Novem-
ber 2011) (Stand 1. Januar 
2013) wird wie folgt geändert: 

   

 §  5a (neu) 
Ausnahme von der Gebühren-
pflicht 

   

 1 Bewilligungsverfahren zur 
Beschäftigung von Jugendli-
chen sind unentgeltlich. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/959.300/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/961.200/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 37. 
Der Erlass SAR 970.100 (Ge-
setz über das Gastgewerbe 
und den Kleinhandel mit alko-
holhaltigen Getränken [Gast-
gewerbegesetz, GGG] vom 
25. November 1997) (Stand 
1. März 2018) wird wie folgt 
geändert: 

   

§  10 
Gebühren 

§  10 
Aufgehoben. 

   

1 Kanton und Gemeinden kön-
nen für die Prüfung von Gesu-
chen, die Abnahme von Prü-
fungen und die Kontrolltätigkeit 
beim Vollzug des Gesetzes 
eine Gebühr bis zu Fr. 2'000.– 
erheben. 

    

2 Der Regierungsrat bestimmt 
die Ansätze innerhalb dieses 
Rahmens. 

    

3 Vorbehalten bleiben die Best-
immungen über die Gebühren 
im Baubewilligungsverfahren 
und für die Tätigkeit der Le-
bensmittelpolizeibehörden. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/970.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 38. 
Der Erlass SAR 991.100 (Ge-
setz über den Vollzug des 
Strassenverkehrsrechtes vom 
6. März 1984) (Stand 1. Ja-
nuar 2022) wird wie folgt geän-
dert: 

   

 §  10a (neu) 
Ausnahme von der Gebühren-
pflicht 

   

 1 Parkkarten für behinderte 
Personen sind unentgeltlich. 

   

 39. 
Der Erlass SAR 997.100 (Ein-
führungsgesetz zum Bundes-
gesetz über die Binnenschiff-
fahrt vom 7. Mai 1980) (Stand 
15. Februar 2016) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  18 
Hafengebühren 

§  18 
Aufgehoben. 

   

1 Die Gebühren für den Betrieb 
von Hafen- und Umschlagsan-
lagen setzt der Regierungsrat 
fest. Bemessungsgrundlage ist 
das Gewicht der Umschlags-
güter. Der Ansatz pro Tonne 
darf Fr. 10.– nicht übersteigen. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/991.100/de
https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/997.100/de
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

§  21 
Übergangsrecht 

§  21 
Aufgehoben. 

   

1 Für die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes 
immatrikulierten Schiffe wer-
den die Steuern erstmals nach 
Ablauf der nach altem Recht 
erteilten Betriebsbewilligungen 
erhoben. Nach altem Recht 
bezahlte Gebühren werden 
nicht zurückerstattet. 

    

2 Allen im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes 
auf dem Hallwilersee immatri-
kulierten Schiffen wird die Zu-
lassungsbewilligung gemäss 
§ 5 erteilt. 

    

3 Die zur Immatrikulation auf 
dem Hallwilersee angemelde-
ten Schiffe werden am Tage 
nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gemäss § 5 zugelas-
sen. Reicht das Kontingent für 
die Berücksichtigungen aller 
Anmeldungen nicht aus, so 
entscheidet das Los. Das Los 
bestimmt auch die Reihenfolge 
der Eintragung der nicht be-
rücksichtigten Halter in die 
Warteliste. 
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Geltendes Recht Ergebnis der 1. Beratung 
vom 13. September 2022 

Entwurf des Regierungs-
rats vom 15. März 2023 
(Änderungen zum Ergeb-
nis 1. Beratung) 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

 III.    

      Keine Fremdaufhebungen.                   

 IV.    

 Der Regierungsrat bestimmt 
den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderungen unter 
Ziff. II. 

   

 Aarau,    

 Präsident des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

   

 


